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BFH-Urteil vom 18. Juni 2009
(V R 4/08 – BStBl. II 2010 S. 310)

Vorliegen eines Leistungsaustauschs bei der Übernahme des Betriebs von Schwimmbädern und ähnlichen Einrichtungen durch einen Unternehmer für eine Stadt.
Leitsätze:

1. Übernimmt der Unternehmer für eine Stadt den Betrieb verschiedener Einrichtungen (Tierpark, Schwimmbad und Sportplatz) gegen Übernahme der mit dem Betrieb dieser Einrichtungen verbundenen Verluste (Ausgleichszahlungen), kann es sich entweder um Entgelte der Stadt nach § 10 Abs. 1 Satz 3 UStG für die gegenüber den Nutzern der Einrichtungen erbrachten Leistungen oder um Entgelte für eine gegenüber der Stadt ausgeführte Betriebsführungsleistung handeln.

2. Beruht die wirtschaftliche Eingliederung nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG auf Leistungen des Mehrheitsgesellschafters (Organträger) gegenüber seiner Tochtergesellschaft (Or-gangesellschaft), müssen entgeltliche Leistungen vorliegen, denen für das Unterneh-men der Organgesellschaft mehr als nur unwesentliche Bedeutung zukommt.

Rechtsgrundlage:

UStG 1993/1999: § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 2 Abs. 2 Nr. 2, § 10 Abs. 1 Satz 3;
Richtlinie 77/388/EWG: Artikel 2 Nr. 1, Artikel 4 Abs. 4, Artikel 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a

►   Volltext der Entscheidung:

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=3005
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.    Problemstellung
Die Entscheidung befasst sich - auf der Grundlage der Rechtsprechung des EuGH - mit der Abgrenzung zwischen nicht steuerbaren Zahlungen und steuerbaren Vorgängen im Bereich der öffentlichen Hand. Die Bedeutung des Urteils liegt - über den Bereich der öffentlichen Hand hinaus - in seinen weiterführenden Aussagen zu der Frage, wann eine umsatzsteuerliche Organschaft vorliegt. Insbesondere geht es darum, unter welchen Voraussetzungen die ent-geltliche Ausführung von Geschäftsführungsleistungen der Muttergesellschaft an die Tochter-gesellschaft eine wirtschaftliche Eingliederung begründen kann.
B.    Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Die Klägerin war eine GmbH, deren Gesellschafter eine Stadt und eine Gemeinde waren. Mit der Stadt bestand ein Geschäftsbesorgungsvertrag über die Bewirtschaftung des Schwimm-bades, des Tierparks und zweier Sportplätze der Stadt. Die Stadt überließ die erforderlichen Grundstücke unentgeltlich und verpflichtete sich, ggf. verbleibende Verluste der GmbH aus dem Betrieb der Einrichtungen auszugleichen. Zusätzlich erbrachte die Stadt gegen Entgelt Winterdienstleistungen an die GmbH.
Die GmbH behandelte ihre eigenen Einnahmen aus dem Betrieb der Einrichtungen als umsatzsteuerpflichtig. Die von der Stadt geleisteten Zahlungen sah sie dagegen als nicht steuerbare Zuschüsse an. Nach einer Außenprüfung setzte das zuständige Finanzamt Umsatz-steuer auf die Zuschüsse fest, da es diese als Entgelte für an die Stadt erbrachte Leistungen ansah. Das Finanzgericht (FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 07.11.2006 - 1 K 424/04 - EFG 2009, 615) hat die Klage abgewiesen. Es behandelte die von der Stadt geleisteten Ausgleichs-zahlungen als Entgelte für steuerpflichtige Leistungen an die Stadt und lehnte eine Einordnung als nicht steuerbare Zuschüsse ab. Weiterhin liegt nach Auffassung des Finanzgerichts keine umsatzsteuerliche Organschaft vor, da die Stadt kein umsatzsteuerlicher Unternehmer i.S.d. § 2 UStG sei und sich damit auch nicht als Organträger qualifizieren könne. Da die Stadt im Bereich der Schwimmbäder, Sportplätze und des Tierparks keinen Betrieb gewerblicher Art (BgA) unterhalten habe, scheide eine umsatzsteuerliche Organschaft mit der Klägerin aus. Ei-ne ggf. bestehende unternehmerische Betätigung der Stadt in anderen Bereichen sei irrelevant. Die Revision der Klägerin hatte Erfolg. 
Der BFH hob die Vorentscheidung des Finanzgerichts auf und verwies die Sache zurück. Zur Begründung führte er aus: 
Die Annahme des Finanzgerichts eines grundsätzlich umsatzsteuerbaren Leistungsaustausches im Hinblick auf die von der Stadt geleisteten Zuschüsse sei zutreffend. Es sei indes zweifel-haft, wer als Leistungsempfänger anzusehen sei. Eine Möglichkeit bestehe darin, Leistungen der GmbH an Dritte und die Zahlungen der Stadt als Entgelt von dritter Seite (§ 10 Abs. 1 Satz 3 UStG) zu behandeln. In diesem Fall sei es im Hinblick auf den Betrieb des Tierparks und des Schwimmbades denkbar, den ermäßigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. d bzw. Nr. 9 UStG anzuwenden. Gleichermaßen könne für den Tierpark eine Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 20 Buchst. a UStG in Betracht kommen. Bei alternativer Einordnung der Zuschüsse als Entgelte für Leistungen der GmbH an die Stadt wären ebenfalls die Anwendbarkeit der Steuerbefreiung bzw. des ermäßigten Steuersatzes zu prüfen. Das Finanzgericht habe im zwei-ten Rechtsgang zu prüfen, welche Alternative einschlägig sei. 
Hinsichtlich der Organschaft bestätigt der BFH die Auffassung des Finanzgerichts im Ergeb-nis, jedoch nicht in der Begründung. Ob die Stadt wirklich Organträger sein könne oder nicht, könne auf der Grundlage der Feststellungen des Finanzgerichts für den BFH nicht eindeutig entschieden werden. Eine Organschaft sei zu verneinen, denn die lediglich „unbedeutende Entlastung“ der GmbH durch die Winterdienstleistungen der Stadt reiche zur Begründung der erforderlichen wirtschaftlichen Eingliederung nicht aus. Ein „gegenseitiges Fördern und sich Ergänzen der Tätigkeiten von GmbH und Stadt“ liege im Sachverhalt nicht vor. Auch die un-entgeltliche Überlassung der Grundstücke und Betriebsvorrichtungen sei irrelevant, da sie wegen der Unentgeltlichkeit nichtunternehmerisch erfolge.
C.    Kontext der Entscheidung
Im Hinblick auf die Abgrenzung zwischen nicht steuerbaren Zahlungen und steuerbaren Vor-gängen im Bereich der öffentlichen Hand enthält die Entscheidung keine bahnbrechenden neuen Erkenntnisse. Sie folgt vielmehr der durch Rechtsprechung des EuGH (z.B. EuGH-Urteil vom 13.06.2002 - C-353/00 „Keeping Newcastle Warm“ - EuGHE I 2002, 5419; EuGH-Urteil vom 22.11.2001 - C-184/00 „Office des Produits Wallons“ - EuGHE I 2001, 9115) und des BFH (z.B. BFH-Urteil vom 25.11.1986 - V R 109/78 - BStBl II 1987, 228; BFH-Urteil vom 09.10.2003 - V R 51/02 - BStBl II 2004, 322) vorgegebenen grundsätzlichen Linie.
Die Entscheidung ist jedoch für Fragen der umsatzsteuerlichen Organschaft von größerem Interesse. Zu beachten ist diesbezüglich eine Reihe von Entscheidungen des BFH zur wirt-schaftlichen und organisatorischen Eingliederung als Voraussetzungen der umsatzsteuerlichen Organschaft. Bereits in einem Urteil aus 1998 (vgl. BFH-Urteil vom 25.06.1998 - V R 76/97 - BFH/NV 1998, 1534) hatte der BFH sich zur wirtschaftlichen Eingliederung geäußert und die-se bei untergeordneten Leistungen der Muttergesellschaft an die Tochtergesellschaft verneint. Dieses Urteil wird in der vorgestellten Entscheidung ausdrücklich zitiert und bestätigt.
Gleichermaßen entschied der BFH in einer weiteren Entscheidung aus dem Bereich der öffentlichen Hand im Jahr 2009 (BFH-Urteil vom 20.08.2009 - V R 30/06 - BFH/NV 2009, 2080), dass rein unentgeltliche Leistungen an die potenzielle Organgesellschaft keine wirt-schaftliche Eingliederung begründen können.
In diesem Zusammenhang sollte abermals auf die wesentlichen Entscheidungen zur organisa-torischen Eingliederung hingewiesen werden. Das oben zitierte Urteil vom 20.08.2009 enthält erstmals die explizite Aussage des BFH, dass die für organisatorische Eingliederung in der Regel herangezogene personelle Verflechtung zwischen den Geschäftsleitungen von Organ-träger und Organgesellschaft auch dadurch erreicht werden kann, dass die Geschäftsführer der Organgesellschaft leitende Mitarbeiter des Organträgers sind. In der Vergangenheit wurde durch die Verwaltung in Betriebsprüfungen gerne vertreten, es müsse sich um eine direkte per-sonelle Übereinstimmung in den Geschäftsführungen selbst handeln.
Weiterhin von Bedeutung ist eine Entscheidung aus dem Jahr 2008 (BFH-Urteil vom 03. April 2008 - V R 76/05 - BStBl II 2008, 905), in welcher der BFH klarstellte, dass sich die organi-satorische Eingliederung nicht aus einer allgemeinen Stellung als Mehrheitsgesellschafter oder aus der aktienrechtlichen Abhängigkeitsvermutung des § 17 AktG ergeben kann. Vielmehr handele es sich bei der organisatorischen Eingliederung um ein eigenständig zu prüfendes Kri-terium, das regelmäßig eine personelle Verflechtung voraussetze.
D.    Auswirkungen für die Praxis
Das Urteil hat über den Bereich der öffentlichen Hand hinaus erhebliche Bedeutung für die Beurteilung, ob eine umsatzsteuerliche Organschaft vorliegt. Der BFH bekräftigt in der Ent-scheidung seine bereits in 1998 dargestellte Auffassung (s.o.), dass eine wirtschaftliche Ein-gliederung Leistungen voraussetzt, die eine mehr als nur „unbedeutende“ Entlastung der Toch-tergesellschaft bewirken. Administrative und andere Leistungen von geringer Bedeutung (im Urteilssachverhalt Winterdienst mit ausdrücklichem Hinweis auf Buchführungs- und Personal-verwaltungsleistungen) reichen nicht aus, um wirtschaftliche Eingliederung zu begründen. 
Bestehende und zukünftige Organschaften mit Holdinggesellschaften als Organträger sind da-her stets kritisch auf die Erfüllung der wirtschaftlichen Eingliederung hin zu prüfen. Bekannt-lich stellt das reine Halten von Beteiligungen mit dem Ziel, Dividendenerträge oder Ergebnis-abführungen zu erzielen, keine unternehmerische Betätigung dar (vgl. Abschnitt 18 Abs. 2 UStR 2008 m.w.N.). Vielmehr ist es nach ständiger Verwaltungsmeinung und Rechtsprechung erforderlich, dass die Beteiligung (abgesehen von der in der Praxis eher unbedeutenden Alter-native des gewerbsmäßigen Wertpapierhandels) entweder zur Förderung einer bestehenden oder beabsichtigten unternehmerischen Betätigung oder zum Zweck des unmittelbaren Ein-greifens in die Verwaltung der Beteiligung durch entgeltliche administrative, finanzielle, kauf-männische und technische Dienstleistungen gehalten wird. 
Die erste Alternative kommt bei einer reinen Holding ohne eigenes operatives Geschäft im Regelfall nicht in Betracht. Daher wird oftmals versucht, eine Holdinggesellschaft als umsatz-steuerlichen Unternehmer zu gestalten, indem Dienstleistungsverträge mit den Beteiligungs-gesellschaften abgeschlossen werden. Zu beachten ist, dass eine entsprechende Gestaltung zu Fällen führen kann, in denen zwar die Unternehmereigenschaft erreicht wird, nicht jedoch die wirtschaftliche Eingliederung, die neben der finanziellen und organisatorischen Eingliederung notwendige Voraussetzung umsatzsteuerlicher Organschaft ist (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG). 
Es sollte daher in der Praxis versucht werden, nicht nur Hilfsfunktionen durch die Holding übernehmen zu lassen. Insbesondere eine entgeltliche Ausführung von Geschäftsführungs-leistungen der Muttergesellschaft an die Tochtergesellschaft sollte eine ausreichende Qualität besitzen, um wirtschaftliche Eingliederung zu begründen. Zu vermeiden ist nach der nunmehr als immer noch aktuell bestätigten Auffassung des BFH vor allem die reine Übernahme von Buchhaltungs- oder Personalverwaltungsaufgaben.
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass dem Vernehmen nach ein umfangreiches BMF-Schreiben zur umsatzsteuerlichen Organschaft in Vorbereitung sein soll.
►   Autor und Fundstelle:
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